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(DAMW), das Amt für Preise, Außenwirtschafts­
organe u. a. einzubeziehen.

3.4. Die moralische und materielle Interessiertheit der 
Beschäftigten in Forschung und Entwicklung ist 
stärker an die Erfüllung der ökonomischen Auf­
gaben zu binden.
Die dazu notwendigen Regelungen hat der Mini­
ster für Wissenschaft und Technik dem Miplster- 
rat im J. QuöPtai tU-Vi ym*ditiöMii-

3.5. Gegenstand der staatlichen Kontrolle und Abrech­
nung sind in erster Linie die im Plan 1971 enthal­
tenen ökonomischen Vorgaben.
Die statistische Abrechnung ist so umzugestalten, 
daß künftig nicht mehr formale Arbeitsstufen er­
faßt und abgerechnet werden, die in ihrer Aussage 
für die zu erreichende ökonomische Effektivität 
nicht meßbar sind, sondern die für die staatliche 
Kontrolle und Entscheidung notwendigen ökono­
misch meßbaren Zwischen- und Endergebnisse bis 
zur Einführung in die Produktion.

4. Zur Planung der Reproduktion der Grundfonds 
Die staatliche Planung der Reproduktion der 
Grundfonds ist vor allem auf die Erhöhung der 
Effektivität der vorhandenen und der neu zu schaf­
fenden Grundfonds durch ihre optimale Auslastung 
gerichtet. Sie hat zu gewährleisten, daß die im 
Jahre 1971 fertigzustellenden Investitionsvorhaben 
durch konzentrierten Einsatz der materiellen und 
finanziellen Mittel planmäßig in Betrieb genommen 
und die geplanten ökonomischen Ergebnisse erreicht 
werden.
Das erfordert, daß die Staatliche Plankommission, 
die Ministerien. WB, Kombinate und Betriebe, 
beginnend mit dem Jahre 1971, die Grundfondspla­
nung weiter vervollkommnen und die Plan- und 
Staatsdisziplin bei der Vorbereitung und Durchfüh­
rung der Investitionen entscheidend erhöhen.
Zur Reproduktion der Grundfonds gehört ihre plan­
mäßige Instandhaltung, Aussonderung und Erneue­
rung sowie Erweiterung.
Die Erhöhung der mehrschichtigen Auslastung der
vorhandenen Grundfonds, insbesondere der hoch-' 
produktiven Ausrüstungen und Anlagen, ist in die 
Aufgabenstellungen zur komplexen sozialistischen 
Rationalisierung aufzunehmen. Der zentrale Invc- 
stitionsplan ist nach Zweigen und Bereichen auszu­
arbeiten und die zentral geplanten Investitionsvor­
haben sind nach Bezirken zu gliedern, um durch 
eine richtige Rang- und Reihenfolge der Investitio­
nen auch in den Territorien die erweiterte Repro- 

' duktion der Industrie vorrangig und in Überein­
stimmung mit der gesamtgesellschaftlichen Entwick­
lung festzulegen.
In der Investitionsdurchführung sind die für den 
unmittelbaren Produktionsprozeß bestimmten Vor­
haben bzw. Teilvorhaben zuerst fertigzustcllcn.
Zur Gewährleistung der proportionalen Entwick­
lung, insbesondere der materiellen Sicherung der 
Investitionsdurchführung auf der Basis der Eigen­
erwirtschaftung der Mittel durch die Betriebe und 
Kombinate, werden für den Plan 1971 staatliche 
Planauflagen für Investitionen erteilt. Die staat­
liche Planauflage für Investitionen ist Grundlage 
für den Abschluß von Liefer- und Leistungsverträ­
gen mit den Betrieben und Kombinaten des Bau­
wesens und der Investitionsgüterindustrie.
Die im Volkswirtschaftsplan 1971 geplanten Investi­
tionsmittel sind so einzusetzen, daß ein hoher Effek­
tivitätszuwachs gesichert und die erforderlichen 
Proportionen zwischen der Zulieferindustrie und 
den Finalproduzenten hergestellt werden.
In die Bezirksinvestitionspläne sind aufzunehmen:
— die Vorhaben zentralgeleiteter Betriebe, Kom­

binate und Einrichtungen (Industrie, Landwirt­
schaft, Verkehrswesen, Handel. Volksbildung, 

____.Hnchschu1 wesen).

— Vorhaben der bezirksgeleiteten Verantwortungs- 
. bereiche (Industrie, Nahrungsgüterwirtschaft.

Verkehrswesen, Handel, Volksbildung),
— der Aufbau der Stadtzentren,
— Gesamtsumme der Investitionen und wichtige

Einzelvorhaben der Landwirtschaft und der an­
deren Verantwortungsbereiche der Kreise. 
Städte und Gemeinden. ,

Die nKuiismt'Hhö ипг иіѴьюіtinnspinnc ,,pH fHp Er­
reichung der projektierten ökonomischen Zielstel­
lungen sind dadurch zu sichern, daß die Durchfüh­
rung von Investitionen nur dann begonnen und die 
Genehmigung zum Baubeginn nur dann erteilt wer­
den, wenn
— das Vorhaben in der Titelliste enthalten ist,
— das zu realisierende Volumen mit den Auftrag­

nehmern vertraglich gebunden ist und ein ver­
bindliches Angebot (einschließlich eines verbind­
lichen Preisangebots) für den Liefer- und Lei- 
stungsumfang sowie die Grundsatzentscheidung 
vorliegen,

— die Vorbereitung des Auftragnehmers eine 
schnelle Bau- und Montageaufnahme sowie Rea­
lisierung ermöglichen.

Durch die Ausarbeitung und Zugrundelegung der 
verbindlichen Preisangebote sowie durch Normie­
rung des zulässigen Aufwandes für Bauten, Aus­
rüstungen und Anlagen sind die Bedingungen für 
eine höhere Effektivität der Investitionsdurchfüh- 
rung zu schaffen.
Für das Jahr 1971 werden zunächst verbindliche 
Aufwandsnormative für den einmaligen Aufwand 
bei Investitionen im Wohnungsbau, den Bau von 
sozialen und kulturellen Gebäuden sowie Einrich­
tungen des Bildungswesens festgelegt. Zur Qualifi­
zierung der Baubilanzierung und als Grundlage für 
die staatliche Beauflagung der Baubetriebe sind 
festzulegen:
— ausgewählte Vorhaben aus der Titelliste
— die Investitionsbauanteile für die Ministerien 

und anderen zentralen Staatsorgane
— die territoriale Einordnung von Bauinvestitionen 

der zentralgeleiteten Industrie, des Bauwesens, 
des Produktionsmittelhandels sowie die zentrale 
Reserve

— der Einsatz von Bau- und Montagekombinaten 
im Bilanzbereich der Räte der Bezirke

— der Einsatz von örtlichgeleiteten Kapazitäten für 
die zentralgeleitete Industrie, das Bauwesen und 
den Produktionsmittelhandel

— der Einsatz von Baukapazitäten des Rates für 
landwirtschaftliche Produktion und Nahrungs­
güterwirtschaft.

Die Baubilanzierung ist fest in das Gesamtsystem 
der ökonomischen Regelungen einzubeziehen.
Es sind ab Juli 1971 ökonomische Sanktionen ein­
schließlich der persönlichen materiellen Verantwor­
tung für solche Auftraggeber vorzusehen, die über 1 
den im bestätigten Plan enthaltenen Bauanteil hin­
aus weitere Bauleistungen bei Baubetrieben be­
stellen.

5. Qualifizierung des Bilanzsystems
Mit dem Bilanzsystem ist die Aufgabe zu lösen, die 
der planmäßigen proportionalen Entwicklung ent­
sprechenden materiellen Verflechtungen effektiv zu 
gestalten und planmäßig zu verwirklichen. Das er­
fordert in der Weiterentwicklung des Bilanzsystems 

• — die Einheit von Plan und Bilanz auf allen 
Ebenen und in allen Phasen der Planung und 
Plandurchführung durchzusetzen und davon aus­
zugehen, daß die Bilanzierung eine Hauptfunk­
tion der Planung ist,

— die für den volkswirtschaftlichen Gesamtprozeß 
entscheidenden Verflechtungen und Proportio­
nen. unter Berücksichtigung der sich aus lang-
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